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Text 

§ 152. (1) Von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses sind befreit: 

 1. Personen, die sich durch ihre Aussage der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung aussetzen würden 
oder die im Zusammenhang mit einem gegen sie geführten Strafverfahren Gefahr liefen, sich 
selbst zu belasten, auch wenn sie bereits verurteilt worden sind; 

 2. Personen, die im Verfahren gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) aussagen sollen oder deren 
Aussage die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung eines Angehörigen mit sich brächte, wobei die 
durch eine Ehe begründete Eigenschaft einer Person als Angehöriger aufrecht bleibt, auch wenn 
die Ehe nicht mehr besteht; 

 2a. Personen, die durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte strafbare Handlung in ihrer 
Geschlechtssphäre verletzt worden sein könnten, sofern die Parteien Gelegenheit hatten, sich an 
einer vorausgegangenen gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen (§§ 162a, 247); 

 3. Personen, die zur Zeit ihrer Vernehmung das vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben und durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte strafbare Handlung verletzt worden sein 
könnten, sofern die Parteien Gelegenheit hatten, sich an einer vorausgegangenen gerichtlichen 
Vernehmung zu beteiligen (§§ 162a, 247); 

 4. Verteidiger, Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftstreuhänder über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft bekannt geworden ist; 

 5. Psychiater, Psychotherapeuten, Psychologen, Bewährungshelfer, eingetragene Mediatoren nach 
dem Zivilrechts-Mediations-Gesetz, BGBl. I Nr. 29/2003, sowie Mitarbeiter anerkannter 
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Einrichtungen zur psychosozialen Beratung und Betreuung über das, was ihnen in dieser 
Eigenschaft bekannt geworden ist. 

 6. jedermann darüber, wie er sein Wahl- oder Stimmrecht ausgeübt hat, wenn dessen Ausübung 
gesetzlich für geheim erklärt ist. 

(2) Den in Abs. 1 Z 4 und 5 erwähnten Personen stehen deren Hilfskräfte und jene Personen gleich, 
die zur Ausbildung an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. 

(3) Das Recht der in Abs. 1 Z 4 und 5 sowie in Abs. 2 erwähnten Personen, sich des Zeugnisses zu 
entschlagen, darf bei sonstiger Nichtigkeit nicht umgangen werden. 

(4) Steht eine als Zeuge vorgeladene Person nur zu einem von mehreren Beschuldigten in einem der 
vorstehend erwähnten Verhältnisse, so kann sie sich des Zeugnisses hinsichtlich der anderen nur dann 
entschlagen, wenn eine Sonderung der Aussagen, die die anderen betreffen, nicht möglich ist. Gleiches 
gilt, wenn sich der Grund für die Zeugnisentschlagung nur auf einen von mehreren Sachverhalten bezieht. 

(5) Der Untersuchungsrichter hat die in den Abs. 1 und 2 erwähnten Personen vor ihrer Vernehmung 
oder sobald der Grund für die Zeugnisbefreiung bekannt wird, über ihr Entschlagungsrecht zu belehren 
und ihre darüber abgegebene Erklärung in das Protokoll aufzunehmen. Hat der Zeuge auf sein Recht, sich 
des Zeugnisses zu entschlagen, nicht ausdrücklich verzichtet, so ist seine Aussage nichtig. 
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